


Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan Nr. 458 (2. Planfassung) 
- Vogelsang, Gewerbegebiet Bataverstraße - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 30.05.2013 Es gilt die BauNVO 1990 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung 

Im Gewerbegebiet sind die folgenden aufgeführten Nutzungen nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes gemäß § 1 Abs. 5, 6 und 9 Baunutzungsverordnung (BauNVO): 

Von den allgemein zulässigen Gewerbebetrieben aller Art gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO sind die 
Einzelhandelsbetriebe, die Speditionsbetriebe, die Betriebe des Sexgewerbes und Dirnenunter-
künfte sowie Versammlungs-, Veranstaltungsräume und -hallen ausgeschlossen. 

Die Ausnahmen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO Nr. 1 - Nr. 3 wie die Wohnungen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, Anlagen für kirchliche, kul-
turelle, soziale und gesundheitliche Zwecke und Vergnügungsstätten sind ausgeschlossen. 

Oberer Bezugspunkt für die Festsetzung von Gebäudehöhen ist bei geneigten Dächern die 
Firsthöhe bzw. bei Flachdächern die Oberkante der Attika. Diese Höhe darf im Einzelfall durch 
technische Aufbauten um maximal 3 m überschritten werden. 

Gemäß § 9 (2) Baugesetzbuch (BauGB) (Aufschiebende Bedingung) können die Flächen GE3, 
GE6A, GE6B, GE7 und GE8 erst bebaut und genutzt werden, wenn die Bataverstraße und die 
Kreuzung Bataverstraße / Gladbacherstraße verkehrsgerecht ausgebaut sind. 

2. Immissionsschutz 

Gemäß § 9 Abs. 1 Ziffer 24 BauGB bzw. § 1 Abs 4 BauNVO sind besondere bauliche Vorkeh-
rungen, Maßnahmen und Gliederungen zum Schutz vor Lärmbelästigungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes vorgeschrieben: 

2.1 Abstandsklassen gemäß Abstandsliste NRW 
Zum Schutz der außerhalb des Plangebietes liegenden Wohngebiete wird das Gewerbegebiet 
(GE) gemäß § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO wie folgt gegliedert: 
In den GE 3, 4, 5A, 5B, 6A, 7 und 8 sind Anlagen und Betriebe der Abstandsklasse I bis IV des 
Anhang 1 des Abstandserlass des MUNLV 2007 und Anlagen mit ähnlichem Emissionsgrad 
nicht zulässig. 
In den GE 1, 2 und 6B sind Anlagen und Betriebe der Abstandsklasse I bis V des Anhang 1 des 
Abstandserlass des MUNLV 2007 und Anlagen mit ähnlichem Emissionsgrad nicht zulässig. 
In den GE 1, 2 und 6B sind die Anlagen und Betriebe der Abstandsklasse V und Anlagen mit 
ähnlichem Emissionsgrad, welche mit einem (*) gekennzeichnet sind, ausnahmsweise zulässig, 
wenn im Einzelfall nachgewiesen wird, dass von Ihnen keine erheblichen Nachteile oder 
Belästigungen auf die schutzbedürftige Bebauung ausgehen. 

2.2 Emissionskontingente gemäß DIN 45691 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO werden für das Plangebiet Emissionskontingente gemäß DIN 
45691 festgesetzt. Zulässig sind Betriebe und Anlagen, deren Geräusche die in der folgenden 
Tabelle angegeben Emissionskontingente LEK weder tags (6.00 Uhr - 22.00 Uhr) noch nachts 
(22.00 Uhr - 6.00 Uhr) überschreiten: 



Gewerbegebietsfläche LEK db(A) TAG LEK db(A) NACHT 
 GE 1 58 43 
 GE 2 58 43 
 GE 3 53 38 
 GE 4 53 38 
 GE 5A genehmigter Bestand 
 GE 5B 52 37 
 GE 6A 53 38 
 GE 6B 56 41 
 GE 7 58 43 
 GE 8 58 43 

Das Vorhaben ist auch zulässig, wenn der Beurteilungspegel der Betriebsgeräusche der Anlage 
oder des Betriebs (beurteilt nach TA Lärm unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsver-
hältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung) das für das Betriebsgrundstück berechnete Immis-
sionskontingent oder einen Wert von 10 dB(A) unter dem maßgeblichen Immissionsrichtwert 
(Nr. 6.1 der TA Lärm) am maßgeblichen lmmissionsort im Einwirkungsbereich (Nrn. 2.2 und 2.3 
der TA Lärm) nicht überschreitet. 

2.3 Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 
In den markierten Bereichen liegen die Fassaden in den in der Tabelle verzeichneten Lärmpe-
gelbereichen gemäß DIN 4109 Schallschutz im Hochbau. Zum Schutz der Aufenthaltsräume 
(Büros, etc.) muss das resultierende Schalldämmmaß Rw,res für Außenbauteile mindestens 
den in der Tabelle verzeichneten Wert betragen. 
Markierung Lärmpegelbereich Erf. Rw,res der Außenbauteile 

 VI 45 
 V 40 
 IV 35 

Ausnahmen von den Festsetzungen können zugelassen werden, soweit durch einen aner-
kannten Sachverständigen nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen ausreichen. 

2.4 Störfallverordnung (12. Bundes-Immissionsschutzverordnung) 
In dem Gewerbegebiet sind Anlagen, die einen Betriebsbereich gemäß § 3 Abs. 5a Bundes-
Immissionsschutzgesetz i.V.m. der Störfall-Verordnung bilden oder Bestandteil einer solchen 
wären, unzulässig. 

2.5 Bestehende Hochspannungsfreileitung 110 kV 
Gemäß § 9 Abs. 1 Ziffer 24 Baugesetzbuch (BauGB) ist zum Schutz der menschlichen Ge-
sundheit im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes im Bereich der bestehenden Trasse 
der 110 kV-Leitung eine Bebauung, die dem dauerhaften Aufenthalt von Menschen dient, aus-
geschlossen. Eine dauerhafte Tätigkeit ist in diesem Bereich nicht zulässig 
Im Schutzstreifen der Leitung dürfen Anpflanzungen nur mit Wuchshöhenbeschränkung in 
Abstimmung mit dem Netzbetreiber durchgeführt werden. 
Die Maststandorte müssen zugänglich und anfahrbar bleiben und eine Fläche mit einem Radius 
von 15,00 m von jeglicher Bebauung und Bepflanzung freigehalten werden. (Hinweis: Von den 
einzelnen ggf. auch nicht genehmigungspflichtigen Bauvorhaben im Schutzstreifen der Leitung 
bzw. in unmittelbarer Nähe dazu sind der RWE Rheinland Westfalen Netz AG Bauunterlagen 
(Lagepläne und Schnittzeichnungen mit Höhenangaben in m über NN) zur Prüfung und ab-
schließenden Stellungnahme bzw. dem Abschluss einer Vereinbarung mit dem Grundstücks-
eigentümer/Bauherrn zuzusenden. Alle geplanten Maßnahmen bedürfen der Zustimmung der 
RWE.) 



3. Altablagerungen und Beseitigung von Niederschlagswasser 

Eingriffe in die Altablagerungen sind generell gutachterlich zu begleiten. Innerhalb der gekenn-
zeichneten Altablagerungen wurden Teilbereiche, die erheblich mit umweltgefährdeten Stoffen 
belastet sind, gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB zusätzlich gesondert gekennzeichnet. 
Gemäß § 51 a Landeswassergesetz NRW in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB ist das Nieder-
schlagswasser der befestigten Flächen in das öffentliche Kanalnetz einzuleiten, wobei nur 50 % 
der befestigten Flächen direkt angeschlossen werden dürfen. Der Rest ist über private Rück-
haltungen einzuleiten. 

4. Ökologische Maßnahmen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB sind folgende Maßnahmen festgesetzt: 

4.1 Ausgleichsmaßnahmen innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen 
Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen sind mindestens 60 standortgerechte, großkronige 
Laubbäume, mindestens Stammumfang 18 cm, zu pflanzen. 

4.2 Ausgleichsmaßnahmen innerhalb der Gewerbeflächen 
- Für die privaten Grundstücksstreifen entlang der Bataverstraße ist folgende Grüngestaltung 

vorgeschrieben: mit Ausnahme der notwendigen Grundstückszufahrten sind standortge-
rechte Hochstämme, großkronige Laubholzarten, Mindeststammumfang 18-20 cm, mindes-
tens 1 Hochstamm je 15 m Grundstücksfront zu pflanzen. Bei kleineren Grundstücken ist 
mindestens 1 Baum pro Grundstücksfront anzupflanzen. Zu den Baumpflanzungen sind zu-
sätzlich baumartig wachsende, bodenständige Gehölze, mindestens 2,0 – 2,5 m hoch, als 
Dreiergruppe auf 20 m Grundstücksbreite zu pflanzen. Bei kleineren Grundstücken ist 
mindestens 1 Dreiergruppe anzupflanzen. 

- Für die sonstigen Pflanzgebotsflächen innerhalb des Gewerbegebietes ist folgende Grün-
gestaltung festgesetzt: Die Flächen sind flächendeckend mit standortgerechten, bodenstän-
digen Laubgehölzen zu bepflanzen. Je 2 qm Pflanzfläche ist mindestens ein Strauch (mind. 
80 cm Höhe) zu pflanzen. Je 250 qm Pflanzfläche bzw. je 20 m Grundstückslänge sind min-
destens ein Baum I. Ordnung (Stammbusch/Hochstamm Mindeststammumfang 18 cm) und 
zwei Laubbäume II. Ordnung (Heister, mind. 200 cm Höhe) anzupflanzen. 

- Zur Beschattung der privaten Stellplatzanlagen ist für je 5 Stellplätze bzw. 100 qm Stellplatz-
fläche ein standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. 

- Dächer sind zu mindestens 50 % extensiv (Sedum-Moos-Kraut) zu begrünen. 

- Einfriedungen sind durch Kletter-, Schling- oder Strauchpflanzungen zu begrünen. 

- Alle vorgenannten Pflanzungen sind dauerhaft artgerecht zu erhalten. Ausfälle sind zu 
ersetzen. 

4.3 Ausgleichsflächen (für die Gewerbeflächen) innerhalb der Ortsrandabgrünung 
Je 2 qm ist ein Strauch, je 200 qm ist ein Heister II. Ordnung von 200-250 cm Höhe und je 250 
qm ist ein Stammbusch / Hochstamm I. Ordnung 18-20 cm Stammumfang zu pflanzen. 

Hinweis: 
4.4 Ausgleichsflächen und -maßnahmen (für die Gewerbeflächen) außerhalb des 

Bebauungsplans: 
Als ökologische Ausgleichsflächen außerhalb des Bebauungsplans werden die Grundstücke in 
der Gemarkung Neuss, Flur 69, Flurstücke 78, 129, jeweils teilweise, und Flur 68, Flurstücke 
1,2,3,5,7,8,9,10,13, jeweils teilweise, mit einer Fläche von ca. 90.000 qm, dem Bebauungsplan 
zugeordnet. 
Die Ausgleichsflächen sind zu 25 % landschaftsgerecht mit Gehölzen der potentiellen natürli-
chen Vegetation zu bepflanzen. Weitere 10 % der Flächen sind der natürlichen Sukzession zu 
überlassen. 



4.5 Artenschutz gem. § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz 
Innerhalb der zur Erhaltung festgesetzten Grünfläche und der geplanten öffentlichen Aus-
gleichsflächen sind die vorhanden Gehölzbestände, insbesondere auch vorhandene Höhlen- 
und/oder Horstbäume, zu erhalten. 

5. Örtliche Bauvorschriften 

Gemäß § 86 Bauordnung Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB sind 
folgende örtliche Bauvorschriften festgesetzt: 

Einfriedungen sind erst ab einem Abstand von 2,50 m hinter der Straßenbegrenzungslinie zu-
lässig. Zwischen der Einfriedung und der Straßenbegrenzungslinie sind Werbeanlagen nicht 
zulässig. Hinweisschilder auf die Zufahrt sind zulässig Werbeanlagen dürfen die Traufe bzw. 
Attika des Gebäudes nicht überschreiten. An den gemäß Festsetzung 1 zulässigen technischen 
Aufbauten dürfen keine Werbeanlagen angebracht werden. 

Fremdwerbung ist generell unzulässig. 

6. Hinweise 

In einem Teil des Bebauungsplangebietes liegen Altlasten und Altablagerungen vor. Diese 
Bereiche sind in der Bebauungsplanzeichnung gekennzeichnet 
Es liegt ein diffuser Kampfmittelverdacht vor. Es wird eine geophysikalische Untersuchung der 
zu überbauenden Fläche empfohlen. 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahl-
gründungen etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. 
Sonstige allgemeine Baugrundrisiken, insbesondere Altlasten, Bodendenkmäler, Erdbeben, 
Erdrutsche, Standsicherheit, Grundwasser, Kellervernässung, Qualmwasser, Hochwasser, 
Überschwemmungen, etc., sind vom Bauherrn eigenverantwortlich zu prüfen. 


